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SED-Manöver um die Wiedervereinigung
Verbot der KPD ist dafür ein untaugliches Argument

V or knapp einem Jahr hahen w ir  an dieser Stell© voraus­
gesagt, d ie SED werde 1956 die erste ähr sich bietend© Ge­
legenheit nutzen, um eine W iedervereinigung als „vorerst 
unmöglich“ zu erklären. M it dem Verbot der K P D  ist dieses 
Ereign is eingetreten. D ie SED benutzt dieses Verbot, das sie 
durch ihre W estdeutschland-Politik selbst von langer Hand 
provozierte, als Argument und erklärt, ohne die K P D  könne es 
w eder Verhandlungen über die W iederverein igung noch fre ie  
■Wahlen geben. D ie Bundesregierung ist diesem SED-Manöver 
m it einem klaren Memorandum begegnet, das sie in  der ver­
gangenen W oche durch den deutschen Botschafter in  ¿Moskau 
überreichen ließ.

D ie  Haltung der SED zur 
Frage der W iedervereinigung 
ist dem Kenner kommunisti­
scher Deutschlandpolitik seit 
langem kein Rätsel mehr. D ie 
W iedervereinigung wäre fü r die 
SED selbst unter günstigsten 
Voraussetzungen ein unannehm­
barer Macht- und Prestigever­
lust.

D ie Parte i ist sich ihrer Sache 
selbst so w en ig sicher, daß sie 
bei den periodischen „W ahlen“ 
in der Sowjetzone eine Einheits­
liste ausschreiben läßt, w eil sie 
ihre Unterlegenheit sogar gegen­
über den Satelliten-Parteien er­
kennt. Echte fre ie  W ahlen aber 
•— im gesamtdeutschen Maßstab 
—  waren fü r die Kommunisten 
m it einer Selbstaufgabe gleich­
bedeutend.

Bückzug zu Jahresbeginn
W er sich der vergangenen 

Monate entsinnt, weiß, welche 
Hoffnungen viele Deutschen um 
die Jahreswende 1955/56 beweg­
ten. Zu dieser Zeit gab es einige 
Ansatzpunkte, und die Menschen 
waren optimistischer als je  zu­
vor. Da spielte die SED ihren 
ersten demagogischen Trum pf 
aus. Eine W iedervereinigung, so 
erklärte Ulbricht, sei nur m ög­
lich, wenn die Bundesrepublik 
die sowjetzonalen „Errungen­
schaften“ anerkenne und ihren 
Bestand garantiere. Und als 
ein ige Optimisten daraufhin für 
eine Diskussion sogar über die­
sen Punkt plädierten, erhärtete

Ulbricht seinen Standpunkt: Es 
ge lte  nicht nur, die sow jetzo­
nalen „Errungenschaften“ zu 
akzeptieren, sondern sie müßten 
vor einer W iedervereinigung 
erst von der Bundesrepublik 
übernommen werden! M it ande­
ren W orten : Erst wenn die 
Bundesrepublik ein pseudo-so­
zialistisches Staatswesen w ie die 
„D D R “ geworden ist, ließe sich 
die schrittweise Zusammenfüh­
rung beider Te ile  Deutschlands 
ermöglichen.

In  dieser Situation gab es mit 
der SED keine Diskussions- 
Basis mehr. Und es wäre die 
Aufgabe der Sow jets gewesen, 
sich zu W iedervereinigungs- 
Gesprächen bereit zu erklären. 
Moskau aber unterstützte U l­
bricht, indem es die Pankower 
Regierung fü r einzig zuständig 
erklärte.

Dieser Zustand hatte einen 
N ach te il: D ie SED hatte sich 
vor der W eltöffentlichkeit ein­
deutig ins Unrecht gesetzt. Ih r 
Ausweichmanöver w ar zu durch­
sichtig, die Sache m it den „E r­
rungenschaften“ zu anrüchig 
selbst im  eigenen Machtbereich. 
W aren doch diese „Errungen­
schaften“ so w en ig populär, daß 
es darum einen Volksaufstand, 
eine Millionen-Fluchtbewegung 
und eine ständig brodelnde poli­
tische Hochspannung gegeben 
hat. H ier  kam der SED das 
K P D -V erbo t nicht ungelegen. 
Jetzt glaubte sie, d a s  A rgu ­
ment zu haben. D ie W iederver­

ein igung wurde unmittelbar m it 
der W eiterexistenz der K P D  
verknüpft. Eine verlogene Be­
richterstattung nach Moskau be­
w irk te das demonstrative Sym­
pathiebekenntnis der Kommu­
nistischen Parte i der Sow jet­
union: Keine W iederverein i­
gung ohne die KPD !.

A u l Dummenfang
M it dieser KPdSU -Erklärung 

geht nun. die SED auf Dummen­
fang. Dabei weiß jedermann, 
daß die Existenz kommunisti­
scher Parteien in  anderen Län ­
dern noch niemals der gü ltige 
Maßstab fü r die Beziehungen 
der UdSSR zu diesen Ländern 
waren. Stalin paktierte m it H it­
ler, als die deutsche K P  in den 
K Z-Lagern  saß. Und er lieferte 
sogar die restlichen noch an die 
Gestapo aus, als es ihm ratsam 
erschien. In  Ägypten sind die 
Kommunisten illegal, und tro tz­
dem konzentriert sich die so­
wjetische Außenpolitik in die­
ser Stunde auf ein L iebeswer- 
ben um den Antikommunisten 
Nasser.

Jetzt steht das deutsche M e­
morandum als Gesprächsofferte 
an Moskau zur Diskussion. U l­
bricht w ird  es schwerlich g e ­
lingen, diese N ote zu bagatelli­
sieren oder ih r m it den alten, 
untauglichen Argumenten zu 
begegnen. Es lieg t nun an den 
Sowjets, dieses Gespräch zu 
ermöglichen und den demago­
gischen Plänkeleien der SED 
zur F rage der W iederverein i­
gung einen harten Standpunkt 
entgegenzusetzen. D ie SED je ­
doch hat sich in dieser Situa­
tion selbst der Verhandlungs­
fähigkeit beraubt. Ih r  Stand­
punkt zur W iedervereinigung 
hat bewiesen, daß man über 
diese entscheidende deutsche 
F rage  nicht m ii Ulbricht oder 
einem seiner M itregierenden 
diskutieren kann.
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Die Stunde 
der Opposition

D T. D ie deutsche Note an die 
sowjetische Regierung- hat in 
Paris, London und W ashington 
freundliche Zustimmung und in 
Moskau bereits kühle Ableh­
nung gefunden. Das w ar zu er­
warten. D ie Zweiteilung der 
Mächte in  der Deutschlandfrage 
dauert nämlich an, und die 
Bonner Note hatte nicht das 
Ziel, sie zu überwinden. Eine 
Note, die das heute vermöchte, 
ist undenkbar. D ie diplomati­
schen Fronten verlaufen also 
noch ungefähr in den po liti­
schen Steilungen, die zuletzt 
auf der Genfer Konferenz vom 
Oktober/November 1955 bezogen 
worden sind. D er französische 
Außenminister Pineau stellte 
damals fest, daß die sow jeti­
schen Vorschläge von Deutsch­
land nur sprächen, um seine 
W iedervereinigung praktisch 
auszuschließen: sie legalisierten 
die jetz ige Spaltung des Lan ­
des, um sie zu verewigen.

Diesen Verdacht hat das V er­
halten Molotows leider bestä­
tig t. In  dem gleichen • Maße 
nämlich, w ie sich in Genf An­
näherungen in der Sicherheits­
frage  ergaben, die zur Erleich­
terung der W iedervereinigung 
dienen konnten, stellte Molo- 
tow  neue Hindernisse in den 
W eg. E r erfand plötzlich die 
„Realitä t zweier deutscher Staa­
ten“ , die miteinander verhan­
deln müßten, und die „sozia­
listischen Errungenschaften“ , 
die in einem wiedervereinten 
Deutschland nicht untergehen 
dürften. Das Verbot der K P D  
wurde inzwischen als weiteres 
Hindernis in das sowjetische 
Befestigungswerk des Status 
quo eingebaut. Das alles diente 
dem Zweck, die Unlust Mos­
kaus zur W iedervereinigung 
Deutschlands m it Scheingrün­
den zu untermauern oder die 
Zustimmung zu ihr so teuer 
w ie  möglich zu verkaufen.

Vom  Sinn der deutschen Note
Das ist die sehr schwierige 

Lage, in der sich die Bundes­
regierung zum erstenmal un­
m ittelbar an Moskau gewandt 
hat, um m it der sowjetischen 
Regierung über das Problem

der W iederverein igung ins Ge­
spräch zu kommen. Es ist zur 
guten Verständigung der Deut­
schen untereinander w ichtig, 
daß w ir  das Z iel und die un­
vermeidlichen Grenzen des deut­
schen Schrittes rich tig  ein­
schätzen. Nichtsein der Note ist 
starr, nichts ein „letztes W ort“ , 
alles ist vielm ehr dem er­
strebten Gespräch, den späteren 
Verhandlungen und weiterer 
Entwicklung zugänglich. Aus­
geschlossen ist als sinnwidrige 
und die Lösung des Problem s 
erschwerende Zumutung nur die 
Anerkennung der Realität 
zweier deutscher Staaten. Un­
möglich ist auch ein Verzicht 
auf die klärende, einigende und 
zugleich befreiende Schöpfung 
Gesamtdeutschlands durch den 
souveränen A kt fre ier Wahlen. 
Innerhalb w eit gezogener Gren­
zen und elastisch form ulierter 
Möglichkeiten entw irft die Bon­
ner Notes* also die Grundlage 
eines Gedankenaustausches, der 
nicht nur in form ellen Noten, 
sondern auch auf dem W ege 
persönlichen Kontaktes mit 
Moskau geführt werden soll.

H ier  ist der Punkt, an dem 
es notwendig ist, sich an die 
deutsche Opposition zu wenden. 
Schon früher haben w ir  an die­
ser Stelle auf die innenpoliti­
sche Bedeutung des deutschen 
Schrittes hingewiesen, die w ir 
darin sehen, daß eine neue 
Chance gegeben und zu nutzen 
ist, um in der Frage der W ie ­
dervereinigung zu einer besse­
ren Zusammenarbeit zwischen 
Regierung und Opposition zu 
gelangen. Es bedarf keines 
Hinweises, w ie ungewöhnlich 
wuchtig es fü r die weitere Ent­
wicklung ist, daß im Gespräch 
m it Moskau und den anderen 
Mächten nur e i n e  deutsche 
Meinung zur Geltung kommt.

W a r u m  
keine neuen Vorschläge ?

Die erste sozialdemokratische 
Stellungnahme zu der Note war 
nicht unfreundlich. Natürlich 
wurde dieses kritisiert und je ­
nes vermißt. Dagegen ist nichts 
einzuwenden. Der Vorwurf, daß 
etwas fehle, nämlich ein neuer 
deutscher Vorschlag zur Lösung 
des Problems, braucht nicht der 
B illigung dessen im W ege zu 
stehen, wras die Note tatsächlich 
enthält. Diese B illigung sollte 
um so leichter sein, als sich die

N ote ja  keineswegs neuen M ög­
lichkeiten verschließt, sondern 
sie h ier und da sogar andeutet. 
Es kommt darauf an, daß die 
Opposition das deutsche Doku­
ment als eine Grundlage für 
klärende deutsch - sowjetische 
Gespräche bejaht und kommen­
den Viermächteverhandlungen 
einen gewissen Spielraum läßt.

W ir  halten im  übrigen den 
Vorwurf, daß die Bundesregie­
rung keine neuen .Vorschläge 
unterbreitet habe, fü r unbe­
gründet. E r entspringt einer 
verständlichen, aber gefähr­
lichen Ungeduld, die vielleicht 
aus mangelnder Erfahrung in 
internationalen Verhandlungen 
zu erklären ist. Wenn nämlich 
in dem verwickelten Knäuel der 
D iplomatie um die Deutsch­
landfrage eins einfach und 
sicher ist, dann ist es die T a t­
sache. daß w ir  heute nicht aus­
sichtsvoll im Stadium eines 
öffentlichen „Plänemachens“ 
stehen. Es ist ja  gerade der 
Sinn der deutschen In itiative 
Gespräche anzuregen, die dieses 
Stadium vorbereiten sollen. D ie 
Barrieren und Barrikaden, mit 
denen Moskau heute den Status 
quo der Spaltung Deutschlands * 
verschanzt, sind Barrikaden 
schlechten W illens und Barrie­
ren machtpolitischer Spekula­
tion, die nicht einfach m it 
einem neuen Vorschlag nieder­
ge legt werden können. W ir  
müssen zunächst einmal die 
Verhandlungssituation und die 
Atmosphäre^ schaffen, aus der 
neue Vorschläge überhaupt her­
vorgehen können.

Selbst wenn w ir  in dieser 
W eise verfahren, dann müssen 
w ir  -wissen, daß in den ent­
scheidenden Verhandlungen um 
die W iedervereinigung, die ein­
mal kommen werden, mit 
äußerster Hartnäckigkeit um - 
jede einzelne Position und um 
den Pre is des Ganzen gerungen 
werden w ird. W er anders denkt 
und m it b illigen  Lösungen rech­
net, der denkt in einer Illusion. 
In  einer noch größeren lebt der, 
der es fü r taktisch rich tig  hält, 
durch einen deutschen Vor­
schlag heute Lösungen anzu­
bieten, die vielleicht als letzte 
Möglichkeit an der äußersten 
Grenze der Verhandlungen lie ­
gen. Es ist eine alte kaufmän­
nische Erfahrung, die auch in 
der Diplomatie gilt, daß man



Lieber Leser !
W ir wollen gern wissen, w ie die 
Verteilung unserer Woelienaus- 
gabe in der sowjetischen Be­
satzungszone funktioniert. D ie 
Namen unserer Leser interes­
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  Sie, eine Ansicht«- oder 
Postkarte m it falschem Absen­
der, aber m it Angabe der Num ­
mer der Ausgabe, auf die Sie 
sich beziehen an fo lgende Adres­
se zu schicken:

Herrn £ , B  e g  n i
Beiiin-TeinpelhGf 1 

Jfanfred-v.-Bichthofen-Str. 2, I I

Pa lls Sie den kleinen TAG  
mit der Post erhalten, entfernen 
Sie bitte Ihre Anschrift, nicht 
aber die Marke von dem B rie f­
umschlag und schicken Sie ihn 
in einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift.

W ir  danken Ihnen fü r Ihre 
H ilfe.

Messebesucher — Proteste in  Leipzig
Gegen politische Propaganda und Pappkarikaturen

Le ip zig  (DPAl). Gegen die D iffam ierung von Begienm gsm it- 
g liedem  der Bundesrepublik durch Karikaturen und Transpa­
rente in L e ip z ig  haben sich in der Messestadt mehrere Besucher 
und Aussteller aus der Bundesrepublik gewandt. Auf einem. Aus­
spracheabend über Fragen des Interzonenhandels, zu dem der 
„Ausschuß zur Förderung des deutschen Handels“  eingeladen 
hatte, sprachen sich Diskussionsredner besonders gegen eine 
Pappkarikatur Bundeskanzler Adenauers aus. Sie steht auf dem 
Marktplatz in  Le ip zig .

Nach Ansicht der Sprecher be­
le id ige sie den Regierungschef 
der Bundesrepublik. „So schafft 
man keine Voraussetzungen zur 
Förderung des innerdeutschen 
Handels“ , sagte ein Kaufmann 
aus W orms. E r  bemängelte fe r­
ner, daß gegen die Bundesregie­
rung gerichtete , Propaganda­
schriften in M itteilungen der In ­
dustrie- und Handelskammer 
der D D R  enthalten seien. Ein 
Kaufmann aus Frankfurt am 
Main bat unter Beifa ll der zahl­
reich erschienenen Kaufleute aus 
W est und Ost die anwesenden 
Vertreter des Ministeriums für

Gerda Rösch in Freiheit
Neun Jahre in Kerkern — Motive unbekannt

Berlin  (Eigenbericht). Nach 
neuneinhalbjähriger H a ft in so- 
wjctzonalen Zuchthäusern ist 
am 5. September die jetzt 31- 
jiih rige Studentin Gerda Rösch, 
d ie am 8. März 1947 in Ostber­
lin  von den Sowjets verhaftet 
wurde, aus dem Frauenzueht- 
haus Hoheneck entlassen wor­
den und hei ihren in  Cliarlot- 
tenburg wohnenden Eltern ein­
getroffen.

V ö llig  abgem agert und in 
einer unbeschreiblichen körper­
lichen und seelischen Verfas­
sung kehrte das einst so blü­
hende Mädchen w ieder in die 
Freiheit zurück, H in ter ihr liegt 
die Leidenszeit einer durch die 
kommunistische W illkü r ver­
lorenen Jugend.

Am  8. März 1947 w ar der Stu­
dentin ein  Besuch der in  Ost­
berlin liegenden Kammerspiele 
zum Verhängnis geworden. Als 
sie ihren Mantel abgab, traten 
zwei Zivilisten auf sie zu und 
fragten m it fremdländisch klin­
genden Akzent das Mädchen 
nach seinem Namen. Dann 
mußte Gerda Rösch ihren Man­
tel von der Garderobe zurück­
holen und den beiden, die sich 
inzwischen als Geheimpolizisten 
ausgewiesen hatten, folgen,

ohne daß es den in der Nähe 
Stehenden möglich war, die 
H intergründe dieser Verhaftung 
von Gerda Rösch zu erfahren.

Bis heute ist noch nicht be­
kannt, welcher Vergehen man 
Gerda Rösch bezichtete und w ie 
es zu diesem unglaublichen 
Terrorurteil von 25 Jahren A r­
beitslager gekommen ist.

Außenhandel und innerdeut­
schen Handel, auf die zustän­
digen Stellen der D D R  hinzu­
wirken, um derartige Propa­
ganda auf der Messe einzu­
stellen.

Die Hauptabteilungsleiterin im 
Ministerium für Außenhandel 
und innerdeutschen Handel, 
Frau Seemann, erklärte zu den 
K lagen  der westlichen K au f­
leute, man sollte Karikaturen 
dieser A rt nicht zu tragisch neh­
men. Ih re Aufstellung auf P lä t­
zen in  der Messestadt wäre kein 
Anlaß, die Handelsbeziehungen 
trüben zu lassen.

Frau Seemann sprach der 
Bundes-Treuhandstelle fü r In ­
terzonenhandel das Recht ab, 
andere als Interzonenhandels­
fragen  m it den Vertretern des 
Ministeriums zu besprechen. Sie 
nannte Fragen des Verkehrs­
wesens, des Versicherungswe­
sens, die Regelung von Finanz­
problemen und Fragen  des Ge- 
sundheits- und Sozialwesens, die 
nach ihrer Ansicht zu Unrecht 
von der Treuhandstelle ange­
schnitten werden.

Vatikan wird nicht antworten
„Ausgesprochene Beleidigung44 — Keine Kontakte

Vatikanstafft (D P A ). D er V a ti­
kan w ird  die beiden Memoran­
den, die der sowjetische Ge­
schäftsträger in  Rom, Poschi- 
dajew, dem Apostolischen Nun­
tius, -Monsignore F ietta, über­
reichte. nicht beantworten, Da­
mit solle zum Ausdruck ge­
bracht werden, daß der Vatikan 
derartige Koniaktversuche des 
Krem ls nicht wünsche und nicht 
zu fördern gedenke.

Posehidajew  hatte Monsignore 
F ietta w iederholt um eine Un­
terredung ersucht und, als sie 
zustande kam, unverm ittelt ge­
beten, zwei Dokumente ~ über­
reichen zu dürfen: das Memo­
randum des Obersten Sowjets 
zu r Abrüstungsfrage und ein 
Dokument zur Suezkanal-Krise.

Radio Moskau hatte diesen V or­
gang als einen ersten „o ffiz ie l­
len I^ontakt“  zwischen der So­
w jetunion und dem Vatikan be­
zeichnet.

Zwar hat man es im  Vatikan 
m it Genugtuung zur Kenntnis 
genommen, daß der Moskauer 
Sender die Friedenstätigkeit 
Papst Pius X I I .  anerkannte. 
Daß jedoch die sowjetischen 
Dokumente an den „Vatikan­
staat“ und nicht an den H e ili­
gen Stuhl adressiert waren und 
daß der Vatikan m it San 
Marino (wo die Memoranden 
ebenfalls überreicht wurden) 
auf die gleiche Stufe gestellt 
wurde, ist im Vatikan als „aus­
gesprochene Beleidigung“ emp­
funden worden.



DER IT A L IE N IS C H E  S T IL  triumphiert auch 

in der deutschen Schuhmode der Herbst- und 
Wintersaison 1953/57. Federleichte Ausführung, 
elegante Linienführung und biegsame Schuh­
böden sind die charakteristischen Merkmale 

des modischen Schuhs.

D AS R E V O LU TIO N Ä R STE  FLU G ZEU G  
ist au f der Luftfahrtausstellung in Farn- 
borough (England) r.u sehen. Es ist ein 
H awker-Vulcan-Deltafiügel-Bom ber, der 
je tzt von der R A F  in Dienst gestellt wurde.

A L L E N  G RUND  ZU R  FREUDE hat 
M aria Schell (unten), denn sie w'urde bei 
den Film festspielen  in Venedig für ihre 
Rolle  in dem F ilm  „G erva ise“ als beste 
Schauspielerin m it dem V olp i-Poka l aus­

gezeichnet.



So sind sie wirklicht

„So recht ein nationaler Demokrat. .
Ein etwas naiver Franzose 

schrieb vor ein iger Zeit in 
einer Monatsschrift, er habe 

nach einem längeren Besuch der 
Sowjetzone die Überzeugung 
gewonnen, daß dort eigentlich 
nicht nur die Kommunisten ton­
angebend seien. So habe er 
zahlreiche Vertreter auch ande­
rer Parteien gesprochen, deren 
absolut bürgerliche und unkom­
munistische Haltung ihm auf­
gefallen sei. Besonders ange­
nehm war ihm ein Besuch beim 
Stellvertretenden Präsidenten 
der Industrie- und Handels­
kammer in Erinnerung, der auf 
ihn geradezu einen antikom­
munistischen Eindruck machte: 
Jonny Loehr . .  .

D er H err  Zweite Präsident 
w ird  sich gew iß gefreut haben 
über dieses Lob  aus westlichem 
Munde. Den „Antikommunisten“ 
w ird  ihm niemand verargen. 
Denn dieser Jonny Loehr soll 
als ein bürgerlicher Mann er­
scheinen. A ls M itg lied  der 
N D P D  ist er bereits seit 1951 
Angehöriger des Hauptaus­
schusses seiner Parte i und es 
g ib t nicht w en ig Stimmen, die 
ihm eine schöne Parteikarriere 
prophezeien. Im  Ostberliner 
Karl-Liebknecht-Haus meinen 
sie nämlich, dieser Loehr wäre 
so der rechte Mann als In ter­
essenvertreter eines ostdeut­
schen Mittelstandes. Und auf 
jed er Le ip ziger Messe, wo der 
H err  Präsident sich zeigt, be­
müht man sich, diesen Nimbus 
um ihn zu verbreiten. Vielleicht 
aber kann uns seine Biographie 
besseren Aufschluß geben.

Kadek nannte ihn 
„Blindschleiche“

Jonny Loehr wurde im letz­
ten Jahre des vorigen Jahr­
hunderts in Hamburg als Sohn 
eines W erftarbeiters geboren. Er 
lernte Schiffsschlosser und trat 
m it 14 Jahren der Sozialisti­
schen Arbeiterjugend bei. 1922 
g in g  er zur K P D , die ihm das 
Studium auf einer Leipziger 
Ingenieursschule ermöglichte. 
A ls Jungingenieur siedelte er 
M itte der zwanziger Jahre in 
die Sowjetunion über, wo man 
seine konspirativen Fähigkeiten 
höher als die technischen Fer-

JONNYLOEHR
tigkeiten einzuschätzen wußte. 
An  der Moskauer Lenin-Schule 
■wurde er fü r  den sowjetischen 
Nachrichtendienst ausgebildet 
und schnitt in  einem Spezial­
kursus als Jahresbester ab. Ra- 
dek, der große Konspirateur 
zwischen Moskau und Berlin, 
p flegte ihn als „Blindschleiche“ 
zu titu lieren: Aalglatt, und nie 
die Giftzähne zeigend . . .

Loeh r hatte Pech. Sein erster 
Auftrag, eine Kurierfahrt nach 
Rumänien, lie ferte  ihn durch 
Verrat der Bukarester P o lize i­
behörde aus und er verbrachte 
insgesamt zehn Jahre in rumä­
nischen Gefängnissen. 1940 
wurde er an die Sowjets aus­
geliefert.

Hintermann des 
„Nationialkomitees“

D ie Kom intern hatte sofort 
eine neue Verwendung fü r ihn. 
A ls Hintermann des „National­
komitees Freies Deutschland” 
blickte er 1943 bereits w ieder 
auf eine zw eijährige, vö llig  an­
dersartige Schulung zurück: 
Aus dem Geheimkurier des m ili­
tärischen Nachrichtendienstes 
der Sowjetunion wurde ein 
„glühender deutscher P a trio t“ , 
dessen Aufgabe die Gewinnung 
deutscher Offiziere fü r die Sache 
des Kommunismus war.

1945 kehrte Loehr nach 
Deutschland zurück, um als 
mecklenburgischer KPD -Funk- 
tionär am Aufbau der „volks­
eigenen“ Industrie mitzuwirken. 
1947 wnrde der inzwischen zum 
M inisteriald irektor im Landes­
wirtschaftsm inisterium Mecklen­
burg bestallte SED-Funktionär 
Präsident der Industrie- und 
Handelskammer des Landes 
Mecklenburg. Bis dahin — ein 
schnurgerader berufsrevolutio­
närer Lebenslau f!

Dann aber kam die Gründung 
der „N D P D “. Loeh r g in g  m it 
„Parte iau ftrag“  hinüber und 
•wurde Nationaldemokrat. Er 
tra f viele alte Bekannte aus den 
russischen Umerziehungslagern 
wieder. A lte  Nationalsozialisten,

Generale und Karrieristen. Er 
■wurde Erster Vorsitzender der 
mecklenburgischen N D PD .

Diplomat und Politiker
Loehr "wurde Chef der ersten 

diplomatischen Mission Pankows 
in Bukarest, im  A pril 1950. 
Knapp ein Jahr war er dort und 
bereitete das Terrain  fü r seine 
Nachfolger —  auf nicht ganz 
unbekanntem Boden. Dann 
wurde er D irektor der D IA - 
Transportmaschinen, m it einigen 
Rüstungsaufgaben im H inter­
grund. Kurz vor Weihnachten 
1953 schließlich erfo lgte seine 
Nom inierung als Zweiter P rä ­
sident der Industrie- und Han­
delskammer, ein schöner Rah­
men fü r eine konspirative Seele.

A ber ganz allmählich gerät 
Loehr w ieder in  das Hauptfahr­
wasser der Po litik . E r vertritt 
Ostberlin in der „Volkskammer“ , 
hat im NDPD-Hauptausschuß 
ein gew ichtiges W ort mitzure­
den und seine Parteifreunde 
sagen seinen Angriff auf den 
Sessel des Parteivorsitz enden 
voraus. Denn Loehr hat viele 
Chancen, um Lothar Bolz abzu­
lösen. Seit Vincenz M üller poli­
tisch abgefallen ist und die M i­
litärs im  Hauptvorstand eine 
kleinere Ro lle  spielen, schiebt 
sich die Gruppe derer w ieder 
vor, die bei Parteigründung nur 
das M itgliedsbuch der SED ab­
gegeben haben. Das heißt, daß 
zeitweise w ieder einmal das alte 
NSDAP-Buch im Kurs gesunken 
ist. Aber diese Machtkämpfe ge­
hören in keine Biographie. 
Jonny Loehr jedoch scheint ge­
nügend als „Nationaler Demo­
krat“ ausgewiesen . . .

Adenauer w ieder in Bonn
Bonn (D PA ). Nach einem 

sechswöchigen Urlaub auf der 
Bühlerhöhe im Schw'arzwald ist 
Bundeskanzler Dr. Adenauer 
w ieder in Rhöndorf eingetrof­
fen. Der Kanzler, der sich, wie 
von seiner Umgebung ver­
sichert w ird, gut erholte, hat 
am Montag seine Regierungs­
geschäfte in Bonn wieder a n ­
genommen .



Gelöste SpannungÁgentenring in Berlin gesprengt
Falsche Personalausweise für den SSD — Zehn Festnahmen

Berlin (E igenbericht). Nach monatelangen Erm ittlungen ist es 
der Abteilung I  der Krim inalpolizei gelungen, einen Agenten­
ring zu sprengen, der im  Au ftrag  des kommunistischen SSD 
in  einer Druckerei am J'lanntor (K reuzberg) jahrelang W est­
berliner Personalausweise, Ausweise der Bundesrepublik sowie 
Führerscheine herstellte. D ie gefälschten Papiere wurden von 
einem Mittelsmann an den B eiter eines Schwarzhandelsringes in 
Ostberlin, H enry Liebermann, der zugleich enger M itarbeiter 
des SSD ist, w eitergeleitet.
Bisher nahm die Po lize i zehn 

M itglieder des Agentenringes 
fest, darunter den 53jährigen 
Buchdrucker Johannes Nay, den 
39jährigen Gebrauchsgraphiker 
Hans Olbricht sowie den M it­
telsmann, der die Verbindungen 
zum SSD aufrechterhielt.

W ie  Johannes N ay  bei der 
Vernehmung im Po lize ipräsi­
dium zugab, hatte er bereits 
1952 yom SSD den Au ftrag  zum 
Druck der Papiere erhalten und 
dann zusammen m it Olbricht 
nach Feierabend in  seiner ehe­
m aligen Druckerei die Ausweise 
hergestellt. F ü r jeden von ihnen 
ausgelieferten Personalausweis 
erhielten sie 130 D M  (W est).

D ie Fälschungen sind nach 
M itteilungen der Po lize i so gut, 
daß es nur durch einen Zufall 
gelang, den Verbrechern auf die 
Spur zu kommen. A ls im  Juni 
vergangenen Jahres zwei SSD- 
Agenten in Westdeutschland 
verhaftet wurden, fand man bei 
ihnen gefälschte W estberliner 
Ausweise, Man erkannte die 
Fälschungen nur daran, daß der 
Polizeistem pel die Nummer des 
W estberliner Polizeireviers „115“ 
trug. Dieses Po lize irevier ex i­
stiert gar nicht. Bisher ist es 
der Po lize i nicht gelungen, w ei­
tere gefälschte Ausweise sicher- 
zusteilen.

Nach eigenen, Angaben hatten 
die Agenten die Klischees selbst 
hergestellt und auch die fü r die 
Ausweise notwendige Schreib­
leinwand beschafft. Insgesamt 
stellten die Täter 1000 W estber­
liner Ausweise, 200 Führer­
scheine und 200 Bundesausweise 
her. A ls N a y  Ende 1954 seine 
Druckerei aus wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten aufgeben muß­
te, wurden’ die Arbeiten einge­
stellt.

W eiterh in 'wurden in der W oh­
nung von N ay  gefälschte D ienst­
siegel von deutschen, italien i­
schen, skandinavischen, öster­
reichischen und Schweizer Be­
hörden gefunden. D ie Ätzungen 
fü r  die Siegel hatte N ay  bei 
einer ihm bekannten Firm a an­
fertigen  lassen.

Bei ihren Erm ittlungen gegen 
die Ausweisfälscher stieß die 
Po lize i außerdem auf einen um­
fangreichen Schmuggel m it un­
verzolltem  Sprit, den die Agen­
ten aus Ostberlin nach Ham­
burg betrieben. Außerdem hat­
ten die Ausweisfälscher ver­
sucht, kürzlich einen Moabiter 
Gastwirt zu entführen, der von 
dem Treiben der Agenten erfah­
ren hatte. Das Verbrechen 
konnte jedoch verhindert w er­
den. D ie Erm ittlungen dauern 
an.

Er war ein Schwindler
Kurt Ebert — nicht der Sohn des Oberbürgermeisters

Berlin (AP/D PA). W ie  das 
Berliner Bundeshaus m itteilte, 
ist der Sowjetzohen-FIüehtling 
Kurt Ebert, der sieh als Sohn 
des Ostberliner Oberbürgermei­
sters ausgegeben hatte, als po­
litischer Flüchtling anerkannt 
worden. Diese Entscheidung sei 
ohne Rücksicht darauf getro f­
fen  worden, ob er m it dem 
Oberbürgermeister Ebert ver­
wandt sei oder nicht.

A ls  „Hochstapelei“ bezeich- 
nete der Enkel des früheren

Reichspräsidenten Ebert, der 
Bremer Redakteur Heinrich Jä- 
necke, die Behauptung des 
Kurt Ebert, daß er der Sohn 
des Ostberliner Oberbürgermei­
sters und damit ein Enkel des 
früheren Reichspräsidenten sei. 
Er betonte, Friedrich Ebert 
habe lediglich zwei K inder, und 
zwar den 29jährigen Friedrich 
Ebert jun. und den 25jährigen 
Georg Ebert. (Siehe neben­
stehenden Kommentar.)

Es begab sich in  diesen 
Tagen, daß ein Mann namehs 
K u rt Ebert, frisch aus dem 
volksdemokratischen Zuchthaus 
entlassen, nach W estberlin  kam 
und behauptete, er sei der Sohn 
des Ostberliner Oberbürgermei­
sters, des Genossen Ebert. Das 
hat die W estberliner Presse am 
M ittwoch berichtet.

Am  gleichen Tage  wurde dann 
aus Ostberlin festgestellt, daß 
es sich nicht um einen Sohn 
des Genossen Ebert, sondern 
um einen anderen- Ebert han­
dele, der ein Schwindler sei. 
Auch das wurde von der W est­
berliner Presse berichtet.

Soweit ist das —  natürlich 
bis auf den Schwindler Ebert 
— alles in  Ordnung. Dennoch 
tobt man drüben, und das 
„Neue Deutschland“ ist sogar 
darauf gespannt, „w ie sich die 
W estberliner Presse aus der 
A ffäre ziehen w ird “. N ichts ist 
leichter als das. In  einem 
„Staat“ , der seinen Außenmini­
ster D ertinger und seinen M in i­
ster fü r Handel und Versor­
gung Hamann seit Jahren im 
Zuchthaus hält, der andere P ro ­
minente im  Zuchthaus umkom­
men ließ, der einen Sohn des 
früheren Vorsitzenden der frü ­
heren K P D  Reimann schließlich 
aus dem Zuchthaus entließ und 
den führenden westdeutschen 
Kommunisten und Bundestags- 
abgeordneten M üller dazu, der 
vorher in  die Zone gelockt oder 
verschleppt worden war, —  in 
einem solchen „Staat“  ist es 
doch w irklich keine Über­
raschung, wenn ein aus dem 
Zuchthaus Entlassener namens 
Ebert nach W estberlin  flüchtet 
und erklärt, er sei der Sohn 
des Genossen Ebert. Daß er es 
sein könnte, das ist drüben 
doch beinahe normal, es ist ein 
üblicher Fall, den w ir  nicht 
einmal durch Rückfrage nach­
prüfen können, w eil der gleiche 
„Staat“ alle Telefonkabel nach 
W estberlin  zerschnitten hat.

Das ist also keine A ffäre der 
W estberliner Presse, die kor- 

; rekt berichtet und berichtigt 
hat, sondern allenfalls eine 
B lamage der Pankower Repu­
blik, der man auf Grund re i­
cher Erfahrungen leider alles 
Zutrauen muß. W ir  hoffen, mit 
diesen Hinweisen die neugierige 
Spannung des „Neuen Deutsch­
land“ in  angenehmster W eise 
gelöst zu haben.



Der Mars kommî näher

„Wenn de Venus nans? kommen, würde „Variationen" über ein Thema 
könnsie jlaii 'ne Mark nehmen!"

Die Stunde dev Opposition
SSO, herhören I

Der kleine TAG wird ver­
sandt und verteilt olme 
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, die Wahrheit zu 
erfahren. Wer Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
wird, kann den kleinen TAG 
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgermeister­
amt oder bei seiner Dienst­
stelle abgeben, übrigens 
wird er auch dort gern 
gelesen.

(Fortsetzung von Seite 2)

dann noch teurer bezahlen muß. 
Das Fehlen eines neuen deut­
schen Vorschlages in der Bon­
ner Note ist also kein Mangel, 
der gerügt werden sollte, son­
dern eine Notwendigkeit, die 
sich aus dem heutigen Stadium 
der Deutschlandfrage zwangs­
läu fig  ergibt.

Gemeinsame Politik  
W er das alles unberührt von 

politischer Leidenschaft be­
denkt, der w ird  uns zustimmen, 
wenn w ir  m it ernstem Nach­
druck feststellen, daß nun auch 
d i e  S t u n d e  d e r  O p p o ­
s i t i o n  gekommen ist. W ir  
meinen das in dem Sinn, daß 
sie vor der Frage steht, ob sie 
auf der Grundlage der deut­
schen N ote und der in ihr an­

geregten deutsch-sowjetischen 
Gespräche die eigenen Anstren­
gungen m it denen der R eg ie­
rung zu einer möglichst g e ­
meinsamen P o litik  der W ieder­
vereinigung verbindet, oder ob 
die Spaltung dieser P o litik  be­
stehenbleiben soll.

W ir  richten diesen Appell mit 
gleicher D ringlichkeit auch an 
die Bundesregierung und fo r ­
dern von ihr, daß sie im  natür­
lichen Spannungsverhältnis zur 
Opposition nichts unterläßt, 
was den gemeinsamen W eg  er­
möglichen könnte. W ir  stellen 
eine P flich t b e i d e r  fest und 
sind gew iß, daß das eine F o r­
derung ist. die über a lle P a r­
teien hinweg von der großen 
Mehrheit unseres Volkes und 
am meisten von den Deutschen 
der Zone erhoben w ird.
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W. Vegelahn, N  20, Böttgerst. 7—9

Ruif & Co., NW 87, Siemensstr. 7 
(Nähe S-Bahnhof Beusselstraße)

Tabakwaren Ella Porsch, NW 40, A lt- 
Moabit 139 (Nähe Lehrter Bahnhof)

Fopehl&Hirsche, N W  21, AltM oabitlO?

Z. Z. J. Holtz, SW 68, Charlottenstr. 96 
(neben dem Arbeitsamt)

Erfurth, SW 61, Kreuzbergstr. 78

Z.V. Südwest, SW 81, Urbanstr. 133

Lehmann, W 30, Goltzstr. 32

J. Schwalbe, Charlottenburg, Wind- 
seheidstr. 20 (am S-Bhl Charlbg.)

J. Schwalbe, Charlottenburg, Kantstr.93 
(am Amtsgericht)

Gebr. Petermann, Friedenau, Rönne- 
bergstr. 3

Ehringshausen, Lankwitz, Zeitungs­
stand (im S-Bahnhof Lankwitz)

E. Casper, Liehterfelde-West, Garde- 
sehützenweg 84

Z. V. Südwest, Neukölln, Werbellin- 
straße 45

B. B. Z., Spandau, Neueadorfer Str. 100

Gebr. Petermann, Steglitz, Schützen­
straße 7 (Nähe S-Bahnhof Steglitz)

Z. V. Südwest, Tempelhof, Friedrieh- 
Wilhelm-Straße 88

Zank II, Lichterfelde-Süd, Berliner 
Ecke Schwelmer Straße

W. Schwemmler jun,, Wilmersdorf, 
Uhlandstr. 130

Neubert & Co., Zehlendorf, Kaiser­
straße 1 (Nähe S-Bhf. Zehlendorf)

Altmann, Reinickendorf, Residenzstraße 
Ecke Emmentaler, Zeitungsstand

Dommasch, N  31, Brunnen- Ecke Dem- 
miner Straße Zeitungsstand

Hausdorf, SO 36, Naunynstr. 79, Laden

B. Günther, N  65, Ravenestr. 4 
(am S-Bahnhof Wedding)
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